
 
 

Beschluss der Ratsleitung vom 14. Dezember 2011 

 
  
 KR.Nr. A 180/2011 (RL) 

Auftrag Geschäftsprüfungskommission (GPK): Neuordnung der Kommissionenstruktur 

(02.11.2011);  

Stellungnahme der Ratsleitung 

  

1. Vorstosstext 

Die Ratsleitung wird beauftragt, die geltende Kommissionenstruktur bzw. die Aufgabenvertei-
lung auf die Kommissionen zu überprüfen, insbesondere im Hinblick darauf, dass die unter-
schiedlichen Belastungen zwischen den Kommissionen ausgeglichen sowie potenzielle Kompe-
tenzkonflikte (grosse Bauvorlagen) vermieden werden. 

2. Begründung 

Die heutige Regelung der Vorberatung insbesondere von Bauvorhaben ist unbefriedigend. Ge-
rade bei den teilweise sehr grossen Bauprojekten wird das Schwergewicht auf die Nutzersicht 
gelegt und dabei die fachtechnische Sicht vernachlässigt (wenn z.B. ein Schulbau von der BIKU-
KO oder ein Spitalbau von der SOGEKO [=Nutzersicht], aber nicht von der UMBAWIKO 
[=fachtechnische Sicht] vorberaten wird). Die Aufwertung der fachtechnischen Seite dürfte zu 
einer Mehrbelastung der UMBAWIKO führen, die dadurch kompensiert werden könnte, dass 
z.B. der Bereich „Wirtschaft“ von der UMBAWIKO zur FIKO verlagert würde. Deshalb sind die 
Zuständigkeiten der Kommissionen nicht nur mit Blick auf grosse Bauvorhaben zu überprüfen, 
sondern generell den veränderten Rahmenbedingungen seit Einführung des heutigen Systems 
vor 20 Jahren anzupassen und neu aufzuteilen. 

Nachdem die wirkungsorientierte Verwaltungsführung (WoV) mittlerweile seit ein paar Jahren 
definitiv eingeführt ist, hat die GPK einige Überlegungen zur praktischen Arbeit und insbeson-
dere zu den parlamentarischen Möglichkeiten und Instrumenten unter den WoV-Regeln ange-
stellt. Sie ist zur Auffassung gelangt, dass es in verschiedenen Bereichen Verbesserungspotenzial 
gibt und hat entsprechende Ideen entwickelt; dieser Vorstoss ist Teil eines Pakets, das mehrere 
Vorstösse umfasst, die alle gleichzeitig eingereicht werden. Die GPK lädt Ratsleitung und Regie-
rungsrat ein, die Beantwortung zuhanden des Parlaments zu koordinieren und so zu terminie-
ren, dass alle Vorstösse gemeinsam spätestens im Frühling 2012 im Kantonsrat behandelt wer-
den können. Die GPK ersucht die Ratsleitung zudem, anschliessend eine Spezialkommission ein-
zusetzen, welche alle erheblich erklärten Vorstösse im Rahmen eines Gesamtpakets bearbeiten 
und dem Kantonsrat aufeinander abgestimmte Umsetzungsvorschläge im Rahmen einer einzi-
gen Vorlage unterbreiten soll, die alle nötigen Anpassungen der betroffenen Gesetze und des 
Geschäftsreglements des Kantonsrats umfasst. Die Spezialkommission soll ihre Arbeit bis spätes-
tens Ende 2012 abgeschlossen haben, damit der Kantonsrat noch in dieser Legislatur seine Ent-
scheide treffen kann. 
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3. Stellungnahme der Ratsleitung 

Gemäss § 10 des Kantonsratsgesetzes behandelt die Ratsleitung Vorstösse, die den Rat in eige-
ner Sache betreffen. Aus diesem Grund nehmen wir und nicht der Regierungsrat zum Vorstoss 
Stellung. Wir haben aber die Meinung des Regierungsrats eingeholt, bevor wir diese Stellung-
nahme zuhanden des Kantonsrats verabschiedet haben. 

Die heutige Regelung geht davon aus, dass das Parlament und damit auch seine Sachkommissi-
onen Vorlagen – auch Bauvorlagen – unter politisch-strategischen Gesichtspunkten beurteilt 
während die Spezialisten mit dem nötigen Fachwissen auf der operativen Ebene in der Verwal-
tung angesiedelt und für die fachtechnischen Aspekte verantwortlich sind. Von daher erklärt 
sich die Logik, wonach Schul- und Sportbauten von der BIKUKO, Spital- und Heimbauten von 
der SOGEKO und Verwaltungsbauten von der UMBAWIKO vorberaten werden. Eine Umsetzung 
dieses Vorstosses würde insofern einen Paradigmenwechsel bedeuten und voraussetzen, dass 
die Sachkommissionen nicht primär nach politischen Gesichtspunkten zusammengesetzt wür-
den, sondern personell nach fachlichen Kriterien besetzt werden müssten. Wir wollen diesen 
Aspekt zwar nicht überbewerten, aber angemerkt sei trotzdem, dass ein solcher Systemwechsel 
auch dazu führen könnte, dass sich die Kommissionen vermehrt mit fachtechnischen - operati-
ven - Fragen befassen würden und dass deshalb eine grundsätzlich unerwünschte Verwischung 
der Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten zwischen Parlament und Verwaltung stattfinden 
könnte. Wir zweifeln zudem, ob die von der GPK erhoffte Aufwertung der fachtechnischen Sei-
te mit dem skizzierten Modell tatsächlich nachhaltig erreicht werden kann. Die personelle Zu-
sammensetzung des Parlaments unterliegt alle vier Jahre einem mehr oder weniger grossen 
Wechsel und das Volk ist bei der Auswahl seiner Vertreterinnen und Vertreter im Parlament 
nicht an fachtechnische Vorgaben gebunden. Die von der GPK befürchteten Kompetenzkonflik-
te zwischen den kantonsrätlichen Kommissionen lassen sich im übrigen auch ohne Gesetzesän-
derungen entschärfen, indem eine Vorlage entweder von mehreren Kommissionen beraten wird 
oder dass Spezialkommissionen eingesetzt werden, die entsprechend personell besetzt werden 
können. Das Geschäftsreglement enthält bereits eine einschlägige Regelung: „Für Vorlagen von 
besonderer Bedeutung, deren Vorberatung voraussichtlich mehr als drei Sitzungen erfordert, 

kann die Ratsleitung Spezialkommissionen einsetzen“ (§34 Geschäftsreglement).  

Der Vorstoss ist Teil eines Gesamtpaketes, das je nach Ausgang der Überprüfung in den anderen 
Bereichen auch Auswirkungen auf die Kommissionenstruktur haben kann. Trotz unserer Zweifel 
hinsichtlich der von der GPK konkret angeschnittenen Thematik beantragen wir aber die Erheb-
licherklärung des Auftrags, damit er im Gesamtkontext mitberücksichtigt und in die weiteren 
Überlegungen und Arbeiten einfliessen kann. Wir unterstützen den Vorschlag der GPK, eine 
Spezialkommission einzusetzen, die alle erheblich erklärten Vorstösse aus diesem Paket bearbei-
ten und dem Kantonsrat die nötigen Beschlüsse mit Bericht und Antrag unterbreiten soll. Des-
halb beantragen wir Erheblicherklärung auch dieses Vorstosses mit geändertem Wortlaut. 

4. Antrag der Ratsleitung 

Erheblicherklärung mit folgendem Wortlaut: 

Die Ratsleitung wird beauftragt, eine Spezialkommission einzusetzen, mit dem Auftrag, die gel-
tende Kommissionenstruktur bzw. die Aufgabenverteilung auf die Kommissionen zu überprü-
fen, insbesondere im Hinblick darauf, dass die unterschiedlichen Belastungen zwischen den 
Kommissionen ausgeglichen sowie potenzielle Kompetenzkonflikte (grosse Bauvorlagen) ver-
mieden werden. Dem Kantonsrat ist bis Ende 2012 Bericht und Antrag vorzulegen. 
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